Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/5837 


27 . 10 . 76 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Leicht, Dr. Althammer, Höcherl, Dr. Zeitei, Dr. Häfele und Genossen 

betr. Inanspruchnahme der Verpflichtungsermächtigung für die Kapitalhilfe im 

Bundeshaushaltsplan 1976 (hier: Exportfinanzierung von Schiffen und Beitritt 
zum Internationalen Agrarfond - IFAD -) 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Die Bundesregierung hat aus Entwicklungshilfemitteln 140 
Mio DM bereitgestellt, um „Entwicklungsländern den Im- 
port von Schiffen, die auf deutschen Werften gebaut wer- 
den, zu ermöglichen". Die haushaltsrechtliche Möglichkeit 
zu dieser ursprünglich im Bundeshaushaltsplan nicht vorge- 
sehenen Maßnahme ergibt sich nach Angabe des Bundes- 
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit daraus, daß 
der Internationale Agrarfond (IFAD), für den im Rahmen der 
Verpflichtungsermächtigung für die Kapitalhilfe 140 Mio DM 
vorgesehen waren, in diesem Jahr nicht zustande komme. 
Welche Zwecke hatte es, aus der Verpflichtungsermächti- 
gung bei Titel 23 02 / 866 01 (Kapitalhilfe) ursprünglich 140 
Mio DM für den IFAD zu reservieren? 

2. Sind die Beiträge für den künftigen IFAD im derzeit gelten- 
den Finanzplan für die Jahre bis 1979 vorgesehen und auch 
bei Bereitstellung der Mittel für die Exportaufträge von 
Schiffen im Rahmen der für die Kapitalhilfe in Ansatz ge- 
brachten Beträge aufzufangen? 

3. Nach der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage betr. Finanzierung von Exportaufträgen von Schif- 
fen aus Entwicklungshilfemitteln (Drucksache 7/5820) ist die 
Verpflichtungsermächtigung für die Kapitalhilfe weder durch 
die „Beitragsankündigung" noch durch die Paraphierung des 
Vertrags zur Errichtung des IFAD am 14. Juni 1976 „in An- 
spruch genommen". 

3.1 Zu welchem Zeitpunkt und durch welches Ereignis wur- 
den bei der letzten IDA-Aufstockung und beim Beitritt 
der Bundesrepublik Deutschland zur Interamerikani- 
schen Entwicklungsbank die entsprechenden Verpflich- 
tungsermächtigungen jeweils in Anspruch genommen? 

3.2 War in diesen beiden Fällen maßgeblich, ob die Ver- 
bindlichkeit im Rechtssinne und/oder die Aufstockung 
des IDA-Anteils bzw. die Bank noch in dem bei der 
Inanspruchnahme der Verpflichtungsermächtigung je- 
weils laufenden Haushaltsjahr zustande kam? 
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3.3 Wird die Bundesregierung künftig auch in anderen Be- 
reichen der Entwicklungshilfe (z. B. bei der IDA) bei der 
Inanspruchnahme von Verpflichtungsermächtigungen 
wie im Falle IFAD verfahren? 

4. Auf die in der erwähnten Kleinen Anfrage (oben zu Nummer 
3) gestellte Frage nach den Gründen für den ursprünglichen 
Widerstand des Bundesministers der Finanzen gegen die 
Inanspruchnahme der Verpflichtungsermächtigung für die 
Exportförderung von Schiffen und auf die Beweggründe für 
den späteren Meinungswechsel hat die Bundesregierung 
keine zufriedenstellende Antwort gegeben. Wir präzisieren 
deshalb die Fragestellung wie folgt: 

4.1 Wann stimmte der Bundesminister der Finanzen der In- 
anspruchnahme der Verpflichtungsermächtigung für 
Kapitalhilfe in Höhe von 140 Mio DM für das Schiffs- 
exportprogramm zu? 

4.2 Welche Bedenken hatte der Finanzminister ursprünglich 
gegen das Schiffsexportprogramm? 

4.3 Weshalb stimmte er der Inanspruchnahme der Verpflich- 
tungsermächtigung für das Schiffsexportprogramm dann 
doch zu? 


Bonn, den 27. Oktober 1976 


Leicht 

Dr. Althammer 

Hödierl 

Dr. Zeitei 

Dr. Häfele 

Frau Berger (Berlin) 

Dr. Evers 

Franke (Osnabrück) 
Gierenstein 
Haase (Kassel) 

Hauser (Bad Godesberg) 

Dr. Jenninger 

Kiechle 

Krampe 

Dr. Kreile 


Lemmrich 

Maucher 

Niegel 

Picard 

Rawe 

Dr. Riedl (München) 
Schmidhuber 
Schröder (Lüneburg) 
Seiters 

Dr. Stavenhagen 
Straßmeir 
Dr. Wamke 
Dr. Waigel 
Wohlrabe 


2 



